
Die neuste Untersuchung zum Um-
weltbewusstsein in Deutschland zeigt,
dass die Bevölkerung – anders als viele
Politiker und Verbandsvertreter - die
Brisanz der Klimaerwärmung erkannt
hat. Damit steht Deutschland am Be-
ginn der dritten  Welle der Umweltpoli-
tik, vielleicht die letzte Chance unseren
Kindern und Enkeln ein menschen-
würdiges Leben auf der Erde zu sichern.

Das Bundesumweltministerium (BMU)
lässt seit 1990 in zweijährigen Abständen
das Umweltbewusstsein in Deutschland
untersuchen. Landete der Umweltschutz
als wichtigstes Problem im Jahr 2000 noch
auf Platz 4, war das Thema 2006 auf den 2.
Platz vorgerückt (hinter: Arbeitsmarkt,
noch vor: Soziale Aspekte und Wirtschafts-
lage).

Sorge vor der
Klimaerwärmung

Die Hauptsorge betrifft dabei die begon-
nene Klimaerwärmung. So sehen heute
fast alle deutschen Bürger (93%!) „für wirk-
samen Umweltschutz zu sorgen“ als sehr
wichtigen bzw. eher wichtigen politischen
Aufgabenbereich an. Die Untersuchung
zeigte aber auch ein weiteres Mal den ekla-
tanten Unterschied zwischen Denken und
Handeln der Menschen. 66% der deut-
schen Bevölkerung stimmt der Aussage
„voll und ganz“ oder „weitgehend“ zu: „es
beunruhigt mich, wenn ich daran denke,
unter welchen Umweltverhältnissen unse-
re Kinder und Enkelkinder wahrscheinlich
leben müssen“ und 62% stimmen der Aus-
sage zu: „Wenn wir so weiter machen wie
bisher, steuern wir auf eine Umweltkata-
strophe zu.“ Dennoch tun die Menschen
selbst wenig für eine Verbesserung der Si-
tuation: nur etwa 3% beziehen Ökostrom
und nach den jüngst veröffentlichten Be-
rechnungen des Statistischen Bundesam-
tes hat der Energieverbrauch der Haushalte
für Wohnzwecke zwischen 1995 und 2005
um weitere 3,5% zugenommen.

Wenig Vertrauen in gute
Vorsätze

Bei Umweltökonomen erzeugt dieser
scheinbare Widerspruch wenig Erstaunen:
Die Bevölkerung erkennt aus ihrer Sicht
völlig zu recht, dass schwache Instrumente
wie etwa Selbstverpflichtungen der Wirt-
schaft und gute Vorsätze der Bürger nicht
geeignet sind, wichtige Umweltprobleme
zu lösen. Eine überwältigende Mehrheit
von 70% aller deutschen Bürger vertritt da-

her auch die Ansicht „dass die Bundesre-
gierung mehr für den Umweltschutz tun
soll (ganze 2% fordern weniger Umwelt-
schutz). Folgerichtig plädiert die Mehrheit
dafür, „dass die Politik mit allen ihr zur Ver-
fügung stehenden Mitteln für eine deutli-
che Verringerung von klimaschädlichen
Gasen zu sorgen hat, und zwar vor allem
mit Vorschriften und Förderprogrammen.“ 

Aus diesen Wünschen der Bevölkerung
und der unsicheren Versorgung mit Öl und
Gas muss die Politik endlich die notwendi-
gen Konsequenzen ziehen und. einen  Aus-
stieg aus der fossilen Energieversorgung
durchsetzen. Wer nach dem Öl-Lieferstopp
aus Russland und der Studie von Sir Nicho-
las Stern immer noch konsequentere Maß-
nahmen ablehnt, hat seinen Anspruch auf
politische Verantwortung verspielt. Der
ehemalige Chefökonom der Weltbank hat
die Folgen des unterlassenen Klimaschut-
zes mit einem Wohlstandsverlust von bis
zu 20% angegeben (etwa so wie in dem
Einbruch der Weltwirtschaftskrise in den
30er Jahren des 20. Jh.).

Die Berliner SPD-Fraktion muss aufgrund
dieser neuen Erkenntnisse jetzt handeln
und die für den Klimaschutz verantwortli-
che Senatorin für Umweltschutz sowie die
PDS-Fraktion auffordern, die in der letzten
Legislaturperiode aus Zeitgründen nicht
mehr verabschiedete Gesetzesnovelle des
Berliner Energiespargesetzes neu einzu-
bringen und in der damals vorgelegten
Form zu verabschieden.

Ein längeres Warten auf den Bund ist
nicht sinnvoll, da die Pläne für ein Wärme-
nutzungsgesetz erneuerbarer Energien
aufgrund der Koalitionsdifferenzen nicht
mehr weiterverfolgt werden.
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Prof. Dr. Holger Rogall, Hochschullehrer für
Umweltökonomie an der FHW Berlin, war vier
Legislaturperioden Mitglied in der Berliner SPD-
Fraktion.                                                  Foto: privat

SPD muss den Druck erhöhen
Prof. Holger Rogall: PDS in klimapolitische Verantwortung nehmen

UUmmwweellttsscchhuuttzz::  
Petra Merkel: „Steiniger Weg“

Petra Merkel, Berliner Abgeordne-
te des Deutschen Bundestages, ist
am 15. Dezember 2006 als Ordentli-
ches Mitglied in die Kommission
zur Modernisierung der Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen berufen
worden. Das Gremium besteht aus
jeweils 16 Mitgliedern aus Bundes-
tag und Bundesrat, den Vorsitz
übernehmen Peter Struck (SPD) und
Günther Oettinger (CDU).

Als „steinigen
Weg“ bezeichnete
die SPD-Politikerin
Merkel die Aufga-
be der Kommissi-
on, Vorschläge zur
Neuordnung der
Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen
zu erarbeiten, um
diese an die in
Deutschland ver-
änderten Rahmen-

bedingungen insbesondere für Wachs-
tums- und Beschäftigungspolitik anzu-
passen. Die wichtigsten Ziele des Gre-
miums seien die Verringerung des
Schuldenstandes von Bund und Länder
sowie die Förderung des Bürokratieab-
baus in Deutschland. Auch die Länder-
fusion von Berlin und Brandenburg ste-
he auf der Agenda der Kommission,
sagte Merkel.

Swen Schulz: Intrige der CDU
Der Spandauer SPD-Kreisvorsitzende

Swen Schulz hat an die Fraktionen in
der Spandauer BVV appelliert, den SPD-
Stadtratskandidaten Axel Hedergott
bei der Abstimmung im Januar mitzu-
tragen. Verwundert zeigte er sich über
Aussagen des Vorsitzenden der CDU-
Fraktion in der BVV Spandau, Arndt
Meißner. Ihm zufolge werde der SPD-
Stadtratskandidat Axel Hedergott im
Januar von der Zählgemeinschaft nicht
gewählt. „Der CDU-Fraktionsvorsitzen-
de lässt den nötigen Respekt vor demo-
kratischen Wahlen vermissen“, so
Schulz. „Schließlich ist die Wahl der
Mitglieder des Bezirksamtes geheim ist
und die Bezirksverordneten sind in ih-
rer Entscheidung frei.“ Schulz: „Ich ap-
pelliere an die Fraktionen und an die
einzelnen Bezirksverordneten, sich von
der CDU-Führung nicht wie Marionet-
ten behandeln zu lassen. Axel Heder-
gott hat sich nichts zuschulden kom-
men lassen, sondern sieben Jahre hart
und ohne Beanstandungen für den Be-
zirk gearbeitet. Er darf nicht einer CDU-
Intrige zum Opfer fallen.“                         ❑

Petra Merkel, SPD-
Bundestagsabgeord-
nete. Foto: SPD Berlin 


